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Daniel Keil im Gespräch über die Kritik an der EU 

»Antieuropäische Querfront ist fatal«
Von Peter Nowak

Rechte wie linke Gruppen und Parteien kritisieren die Europäische Union und
schlagen den Austritt einzelner Staaten vor. Der zunehmende Euroskeptizismus
geht auch einher mit wachsendem Nationalismus. Mit Daniel Keil sprach die
Jungle World über neue völkische Bewegungen, europäischen
Antiamerikanismus und eine linke EU-Kritik.

Nach dem Scheitern von Syriza in Griechenland wird in Teilen der Linken wieder verstärkt
darüber diskutiert, Europa den Rücken zu kehren, wie es einen Beitrag in der
Monatszeitung analyse und kritik (ak) heißt. Sehen Sie hier die Gefahr einer
antieuropäischen Querfront oder hat eine linke EU-Kritik noch eine Chance?
Griechenland hat die autoritäre Verfasstheit und die Dominanzverhältnisse innerhalb der
EU offen gezeigt. Für die Linke war das eine Niederlage, da selbst parlamentarisch-
reformistische Bestrebungen, dem Austeritätsdiktat etwas entgegenzusetzen, angesichts
der Kräfteverhältnisse ein fast aussichtsloses Unterfangen sind. Wenn sich Widersprüche
so offen zeigen und dann autoritär bearbeitet werden, kann das auch als Anzeichen einer
politischen Krise gedeutet werden. Die Verfasstheit der EU ist nicht mehr hegemonial, im
Sinne der Ergänzung des Zwangs durch Konsens und Einbindung der Subalternen, sondern
nur noch Zwang und Dominanz. Ein Anzeichen der politischen Krise findet sich jetzt auch
in der Flüchtlingspolitik, in der offen, wie von Luxemburgs Außenminister Asselborn
geäussert, vor einem Zerbrechen der EU gewarnt wird. Ein weiteres Anzeichen ist,
klassentheoretisch gesprochen, das Aufbrechen von Konflikten und Widersprüchen
innerhalb der Klassenfraktionen und deren Neuordnung, was sich in der Stärke rechter
Parteien und Bewegungen ausdrückt. Nationalistische, konservative und faschistische
Gruppen stellen sich gerade neu auf. Die Konstellation dieser Krise sollte dabei sehr genau
analysiert werden und ich glaube nicht, dass sich die Linke auf ein einfaches »dann halt
raus aus Europa« zurückziehen kann. Die Frage dabei ist ja, was das in der derzeitigen
Situation bedeutet, welche Alternativen es gibt und was ein Zerbrechen der EU bedeuten
würde. Insofern sind Momente einer antieuropäischen Querfront, die es durchaus gibt und
die aus einer binären Sicht – der Nationalstaat gegen die EU – entstehen, fatal. Genau so
etwas muss Bestandteil einer emanzipatorischen Kritik der EU sein.
Kann es in einer Zeit, wo zahlreiche rechte Bewegungen die Ablehnung der EU zu ihrem
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Markenzeichen gemacht haben, eine linke Ablehnung der EU geben?
Die EU ist ein wesentlicher Bestandteil der gesellschaftlichen Verhältnisse, die es zu
ändern gilt. Eine linke Kritik an der EU ist notwendig und die EU in ihrer Verfasstheit ist
auch nichts, was man als fortschrittlich bezeichnen kann. Aber man muss auch sehen,
dass es an manchen Stellen der EU Effekte gibt, die nationale Borniertheiten zumindest in
Frage stellen. Eine emanzipatorische Kritik muss die EU nicht nur als ökonomisches Projekt
kritisieren, sondern in ihrer politischen Verfasstheit. Die EU sollte als Form von
Staatlichkeit begriffen werden, die kein kohärenter Staat ist, aber in der Konstellation mit
den Nationalstaaten ein Ensemble von Staatsapparaten bildet, das in sich auch
widersprüchlich ist. Prozesse der Europäisierung werden auch von Nationalstaaten
vorangetrieben und das heißt, dass es zu einer Europäisierung des Nationalen kommt. Ein
zentrales Moment in diesen Prozessen ist sicherlich die Installation von
Wettbewerbsfähigkeit, aber das ist eben nicht nur ökonomisch zu verstehen, sondern als
politisch-autoritäre Konstitution. Eine emanzipatorische Kritik will dieses Autoritäre nicht
einfach durch ein anderes Autoritäres ersetzen, sondern zielt auf Überwindung dieses
Zustands. Insofern sind die Essentials einer linken EU-Kritik darin zu sehen, dass sie auf
den Abbau von Zwängen zielt und ein gutes Leben für alle erreichen will. Ein Zurück zum
Nationalen wäre das Gegenteil.
Wo sehen Sie die Geburtsstunde des EU-Nationalismus?
Es ist die Frage, ob man von einem EU-Nationalismus sprechen kann, da das europäische
Moment, zumindest nach einigen Studien, im Bewusstsein der Menschen nicht so eine
große Rolle spielt und die meisten sich in erster Linie über ihre nationale Zugehörigkeit
definieren. Aber es gibt europäische Züge, die in die nationale Identität quasi eingebaut
werden. Institutionell ist hierbei sicherlich die Einführung der Unionsbürgerschaft ein
zentraler Punkt neben der Schaffung eines europäischen Territoriums über eine
europäisierte Grenzkontrollpolitik, wodurch vor allem auch bestimmt wird, wer nicht zu
Europa gehört. Damit reproduzieren sich rassistische Ausgrenzungsmuster über
europäisierte Praxen. Das europäische Moment ist eins, das nicht wie es in
wissenschaftlichen Debatten häufig verstanden wird, die nationale Borniertheit
überwindet, sondern diese vielmehr neu konfiguriert.
Sie fragen in Ihrem Buch »Territorium, Tradition und nationale Identität«, ob es einen
negativen europäischen Gründungsmythos gibt. Was verstehen Sie darunter und zu
welcher Antwort sind Sie gekommen?
Das ist ein weiterer Teil der europäischen Identität, dass mit der Territorialisierung auch
eine Neuerfindung der Geschichte des europäischen Territoriums stattfindet, sei es durch
europäische Gedenktage oder europäische Museen. Da Europa nun nicht homogen ist, gibt
es auch keinen Gründungsmythos wie es bei Nationen der Fall ist. Stattdessen hat sich in
diesem Punkt die deutsche Vergangenheits- und Erinnerungspolitik europäisiert, die sich
vor allem dadurch auszeichnet, Auschwitz und den Nationalsozialismus als leere Folie des
Schreckens zu begreifen, die als das historisch Andere gelten kann, von dem man sich
abgrenzt. Diese Form der Vergangenheitspolitik prägt meines Erachtens auch die
Verfasstheit und Politik europäisierter Staatsapparate.
In den Jahren 2002 und 2004 kritisierten antinationale Zusammenhänge, beispielsweise
die Leipziger Zeitschrift Phase 2, eine EU, die sich gegen die USA positioniert. Zu dieser
Zeit propagierten Intellektuelle wie Jürgen Habermas die EU als angeblich friedliche und
soziale Alternative zur USA. Spielen solche Überlegungen heute beispielsweise in der



Mobilisierung gegen TTIP wieder eine Rolle?
Habermas und Derrida haben ja in den Demonstrationen gegen den Irak-Krieg, die häufig
von antiamerikanischen Ressentiments befördert wurden, sogar die Geburtsstunde einer
europäischen Öffentlichkeit erkennen wollen. Ungefähr zur gleichen Zeit machte Schröder
mit der Rede vom deutschen Weg und offen antiamerikanischen Aussagen erfolgreich
Wahlkampf. Das war also auch eine Kritik der Legitimation von Ressentiments durch
Intellektuelle und die Politik. In der derzeitigen Krise spielt die Abgrenzung zu den USA in
intellektuellen Debatten eine eher marginale Rolle. Vielmehr fordern Leute wie Herfried
Münkler in einer aktuellen Debatte über Europa in der FAZ, dass Deutschland sich seiner
Rolle als Zentralmacht endlich bewusst werden solle, um die EU aus der Krise zu führen –
also eine Legitimation der deutschen Dominanz. Auf der Straße und bei Demonstrationen,
vor allem den neuen völkischen Bewegungen wie Pegida, spielt das antiamerikanische
Ressentiment in Verbindung mit Antisemitismus wieder eine Rolle, wenn Flüchtlinge als
Waffe der USA und »der Zionisten« gegen die Deutschen bezeichnet werden. Derzeit wird
ein allgemein antimoderner Affekt virulent, der sich je nach Situation antiamerikanisch
oder antisemitisch oder als beides äußert, was ein zentrales Moment der Querfront-
Bestrebungen ist.
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